
 

 

 

 

 

 

NOVELLE LOHN- UND SOZIALDUMPING-BEKÄMPFUNGSGESETZ 

 
 

Ab 01.09.2021 gelten Anpassungen an die Entsenderichtlinie der EU. Zudem wurden Strafbe-

stimmungen neu geregelt, wodurch die Bestrafung „pro Arbeitnehmer“ entfällt. 

 

Die Novelle des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes (LSD-BG), die mit 01.09.2021 in 

Kraft tritt, enthält diverse Änderungen, die zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen für ent-

sandte Arbeitnehmer führen sollen: 

▪ Ab einer Dauer von mehr als einem Jahr (in begründeten Fällen: 18 Monaten) gilt für Inbound-

Entsendungen und -Überlassungen zur Gänze das österreichische Arbeitsrecht (Gesetze, Kol-

lektivverträge), soweit dieses günstiger als die entsprechenden (an sich anzuwendenden) Rege-

lungen des Entsendestaates ist. 

▪ Den nach Österreich grenzüberschreitend entsandten oder überlassenen Arbeitnehmern zur Ver-

fügung gestellte Unterkünfte müssen den Anforderungen der einschlägigen Bestimmung der 

Arbeitsstättenverordnung entsprechen. 

▪ Entsendungen und Überlassungen von besserverdienenden Arbeitnehmern nach Österreich 

werden generell vom LSD-BG ausgenommen. 

 

Häufung von Verwaltungsstrafen 

Die bisher vorgesehene Häufung von Verwaltungsstrafen bei Verstößen gegen formelle Vorschriften 

(wie etwa Meldepflichten bei der Arbeitskräfteüberlassung) oder bei Unterentlohnung konnte im 

Extremfall zu Strafen in Millionenhöhe führen. Laut einem Urteil des Europäischen Gerichtshofes 

(EuGH) sind diese Strafbestimmungen aber unverhältnismäßig und damit unionsrechtswidrig. 

Daher ist diese Häufung von Strafen entfallen und es wurde von der Bestrafung pro Arbeitnehmer 

abgegangen. Anstelle dessen werden nunmehr mehrere Strafrahmen (in fünf Stufen) vorgesehen. 

Bei der Gestaltung der Strafrahmen wird auf die Höhe des vorenthaltenen Entgelts (Schaden) bzw. 

bei der letzten Stufe (bis zu EUR 400.000,00) zusätzlich auf den Verschuldensgrad (vorsätzliche Be-

gehung der Tat) als erschwerendes Moment und die Höhe der durchschnittlichen Unterentlohnung 

abgestellt.  
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Für Kleinstunternehmen mit bis zu neun Arbeitnehmern wird für den Ernstfall (nicht Wiederho-

lungsfall) die Obergrenze des Strafrahmens von EUR 50.000,00 auf EUR 20.000,00 herabgesetzt, 

wenn auch die Summe des vorenthaltenen Entgelts unter EUR 20.000,00 liegt. Wirkt der Arbeitge-

ber bei der Wahrheitsfindung unverzüglich und vollständig, etwa durch Offenlegung der Lohnbuch-

haltung, mit, ist der nach dem Stufenmodell jeweils geringere Strafrahmen bis zur jeweiligen 

Höchstgrenze anzuwenden als es der Schadenssumme entspricht (Strafmilderung). Ausgenommen 

es liegen die Voraussetzungen für den höchsten Strafrahmen bis zu EUR 400.000,00 vor. 
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